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S T A T U T E N  DES  V E R E I N S 

 
§ 1 Name, Sitz, Tätigkeitsbereich und Geschäftsjahr 
 

1. Der Verein führt den Namen „Tiereck.at – Lavanttaler Tierhilfe“. 
 

2. Er hat seinen Sitz in Wolfsberg und erstreckt seine Tätigkeit auf Österreich, wobei die 
intensive Tierschutzarbeit auf das Lavanttal ausgerichtet ist. 
 

3. Das Rechnungsjahr entspricht dem Kalenderjahr. 
 

4. Die Errichtung von Zweigvereinen ist nicht beabsichtigt. 

 
§ 2 Zweck 
 

Der Verein, dessen Tätigkeit nicht auf Gewinn gerichtet ist, bezweckt die akute Hilfestellung für 
Tiere in Not sowie das Tierleid durch Präventiv-Tierschutz zu reduzieren. 

 
§ 3  Mittel zur Erreichung des Vereinszwecks 
 

Der Vereinszweck soll durch folgende ideelle und materielle Mittel erreicht werden: 
 

1. Als ideelle Mittel dienen 

a. die Bereitstellung eines digitalen „Notfall-Buttons“ als Anlaufstelle für sämtliche 
hilfsbedürfigen Tiere  

 

b. die Rettung/Bergung/Aufnahme von ausgesetzten, zugelaufenen, zurückgelassenen, 
 verletzten/verunfallten Katzen  
 

c. die adäquate Versorgung und Vermittlung dieser Tiere  
 

d. Rückführung von zu- und entlaufenen Tieren 
 

e. Kastrationen von Katzen und Katern a) die wir im geschlechtsreifen Alter übernehmen, 
 b) von Streunerkatzen, c) von Bauernhofkatzen im Zuge von Projekten 
 

f.  Entwicklung und Umsetzung von Aktionen (meist online), die das Tierwohl fördern 
 

2. Die erforderlichen materiellen Mittel sollen aufgebracht werden durch 

a) Spenden, Patenschaften, Mitgliedsbeiträge, Sponsoring, Vermittlungsgebühren 
 

b) Einkünfte aus der Durchführung von Veranstaltungen: Informations-/Spenden-Stand,  
 Oster-, Weihnachts- und sonstige saisonale Märkte sowie Online-Veranstaltungen 

(Facebook) mit handgemachten Sachen, Merchandise-Artikel und Jahreskalender, 
Flohmärkte 

 

c) Subventionen aus Mitteln öffentl.-rechtl. und privater Institutionen/Organisationen 

 
§ 4 Gemeinnützigkeit  
 

Der Verein verfolgt nach seinen Statuten ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige (Zwecke 
und ist daher ein gemeinnütziger Verein im Sinne der geltenden abgabenrechtlichen 
Bestimmungen (§§ 34 bis 47 der Bundesabgabenordnung – BAO). Allfällige nicht im Sinne der §§ 
34ff BAO begünstigten Zwecke sind den begünstigten Zwecken völlig untergeordnet und werden 
höchstens im Ausmaß von 10% der Gesamtressourcen verfolgt. 

 
§ 5 Arten der Mitgliedschaft 
 

1. Die Mitglieder des Vereins gliedern sich in ordentliche Mitglieder, außerordentliche Mitglieder 
und Ehrenmitglieder. 
 

2. Ordentliche Mitglieder sind (natürliche und juristische) Personen, welche die Vereinstätigkeit 
durch ihre aktive Beteiligung zur Erreichung des Vereinszwecks unterstützen. 
 

3. Außerordentliche Mitglieder sind (natürliche und juristische) Personen, die sich dem 
Vereinszweck verbunden fühlen und die Vereinstätigkeit vor allem durch Zahlung eines 
Mitgliedsbeitrags unterstützen. 
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4. Ehrenmitglieder sind natürliche Personen, die hierzu wegen besonderer Verdienste um den 
Verein von der Generalversammlung ernannt werden. 

 
§ 6 Erwerb der Mitgliedschaft 
 

1. Die Aufnahme als Mitglied (mit Ausnahme der Ehrenmitgliedschaft) ist beim Vorstand über das 
Formular https://www.tiereck.at/mitgliedschaft/ zu beantragen. 

 

2. Über die Aufnahme von ordentlichen und außerordentlichen Mitgliedern entscheidet der 
Vorstand endgültig. Die Aufnahme kann ohne Angabe von Gründen verweigert werden.  

 

3. Die Aufnahme als Mitglied wird dem Kandidaten bekanntgegeben. 
 

4. Die Ernennung zum Ehrenmitglied erfolgt auf Antrag des Vorstands durch die General-
versammlung. 

 
§ 7 Beendigung der Mitgliedschaft 
 

1. Die Mitgliedschaft erlischt durch Tod, bei juristischen Personen und rechtsfähigen 
Personengesellschaften durch Verlust der Rechtspersönlichkeit, durch freiwilligen Austritt, 
Streichung, durch Ausschluss und Zeitablauf bei aktiven Mitgliedern. 

 

2. Der freiwillige Austritt von außerordentlichen Mitgliedern kann jederzeit erfolgen (zB durch 
Einstellung der Zahlung des Mitgliedsbeitrages). D.h. die Mitgliedschaft endet in jenem 
Kalenderjahr, wofür kein Mitgliedsbeitrag bezahlt wurde. 

 

3. Der Ausschluss eines Mitglieds aus dem Verein kann vom Vorstand jederzeit aus wichtigem 
Grund beschlossen werden. Als solcher gilt insbesondere die grobe Verletzung der 
Mitgliedspflichten und/oder vereinsschädigendes Verhalten, welches das Vertrauensverhältnis 
zwischen Verein und Mitglied nachhaltig erschüttert. 

 

4. Der Antrag auf Ausschluss eines Mitglieds kann nur von einem Vorstandsmitglied gestellt 
werden. Das betroffene Vereinsmitglied muss die Gelegenheit erhalten, sich vor dem 
Ausschluss zu den erhobenen Vorwürfen schriftlich zu äußern. Die Entscheidung des Vorstands 
ist dem Mitglied schriftlich begründet mitzuteilen. 

 

5. Gegen den Ausschlussbeschluss steht dem betroffenen Mitglied die Möglichkeit der Berufung 
an das vereinsinterne Schiedsgericht offen. 

 

6. Vom Zeitpunkt der Zustellung des Ausschlussbeschlusses bis zur endgültigen vereinsinternen 
Entscheidung über die Berufung ruhen die Rechte des Mitglieds, nicht jedoch die ihm 
obliegenden Pflichten. Mit dem Tag des Ausscheidens erlöschen alle Rechte des 
Vereinsmitgliedes. 

 

7. Bei ordentlichen Mitgliedern, die sich nicht regelmäßig oder länger als ein halbes Jahr nicht 
aktiv an der Vereinsarbeit beteiligen, erlischt die Mitgliedschaft durch Zeitablauf. Die 
„Leistungsfeststellung“ erfolgt mindestens einmal im Jahr durch den Vorstand. 

 

8. Die Aberkennung der Ehrenmitgliedschaft kann aus den im Punkt 3 genannten Gründen von 
der Generalversammlung über Antrag des Vorstands beschlossen werden. 

 

Ausgeschiedenen Mitgliedern steht keine Vergütung der geleisteten ehrenamtlichen Tätigkeit zu. 

 
§ 8 Rechte der Mitglieder 
 

1. Die Mitglieder sind berechtigt, an allen Veranstaltungen des Vereins teilzunehmen - 
gegebenenfalls nach den vom Vorstand vorgesehenen Bedingungen. 
 

2. Ebenso steht das Teilnahmerecht an der Generalversammlung jedem Mitglied zu. Das Stimm-
recht in der Generalversammlung sowie das aktive und passive Wahlrecht steht nur den 
ordentlichen Mitgliedern (die ab Aufnahmedatum mindestens 2 Jahre ununterbrochenes 
Mitglied sind) und den Ehrenmitgliedern zu. 
 

3. Mitgliedsrechte sind nicht übertragbar.  

 

 

https://www.tiereck.at/mitgliedschaft/
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§ 9 Pflichten der Mitglieder 
 

1. Die Mitglieder sind verpflichtet, die Interessen des Vereins nach Kräften zu fördern und alles 
zu unterlassen, wodurch das Ansehen und der Zweck des Vereins Schaden erleiden könnte.  
 

2. Sie haben die Vereinsstatuten und die Beschlüsse der Vereinsorgane zu beachten.  
 

3. Die außerordentlichen Mitglieder sind zur pünktlichen Zahlung der Mitgliedsbeiträge in der 
vom Vorstand beschlossenen Höhe verpflichtet. 
 

4. Ehrenmitglieder sind von der Zahlung der Mitgliedsbeiträge befreit. 
 

5. Die Mitglieder verpflichten sich alles, was sie dem Verein im Rahmen ihrer ehrenamtlichen 
Mitarbeit zur Verfügung gestellt haben, dem Verein nach Beendigung des 
Mitgliedsverhältnisses zu überlassen. 
 

 
§ 10 Vereinsorgane 
 

Organe des Vereins sind die Generalversammlung, der Vorstand, die Rechnungsprüfer und das 
Schiedsgericht. 

 
§ 11 Generalversammlung 
 

1. Die ordentliche Generalversammlung findet alle vier Jahre statt. 
 

2. Eine außerordentliche Generalversammlung findet auf 
a. Beschluss des Vorstands oder der ordentlichen Generalversammlung, 
b. schriftlichen Antrag von mindestens einem Zehntel der Mitglieder, 
c. Verlangen der Rechnungsprüfer (§ 21 Abs. 5 erster Satz VereinsG), 
binnen sechs Wochen statt. 
 

3. Sowohl zu den ordentlichen wie auch zu den außerordentlichen Generalversammlungen sind 
alle Mitglieder zwei Wochen vor dem Termin schriftlich per E-Mail (an die vom Mitglied dem 
Verein bekanntgegebene E-Mail-Adresse) einzuladen.  
Ist die angegebene E-Mail-Adresse nicht korrekt, veraltet oder wurde bei der Anmeldung keine 
angegeben, so erfolgt keine Zustellung. Die Anberaumung der Generalversammlung hat unter 
Angabe der vorläufigen Tagesordnung zu erfolgen. Die Einberufung erfolgt durch den 
Vorstand. 
 

4. Ist der Vorstand nicht handlungsfähig oder nimmt er seine Aufgabe zur Einberufung der 
Generalversammlung nicht wahr, so sind die Rechnungsprüfer berechtigt und verpflichtet, die 
Einberufung der Generalversammlung unter Einhaltung der Statuten vorzunehmen. 
 

5. Zusätzliche Tagesordnungspunkte zur Generalversammlung können nur von ordentlichen 
Mitgliedern bis längstens eine Woche vor der Generalversammlung (Einlangen) beim Vorstand 
schriftlich eingereicht werden. Anträge auf Änderungen der Statuten und Auflösung des 
Vereins können nur von Vorstandsmitgliedern oder einem Zehntel der Vereinsmitglieder 
eingebracht werden. Sofern zusätzliche Tagesordnungspunkte fristgerecht beantragt wurden, 
hat der Vorstand bis spätestens 3 Tage vor der Generalversammlung allen Vereinsmitgliedern 
eine endgültige (vorgeschlagene) Tagesordnung zu schicken.  
 

6. Gültige Beschlüsse können nur zur Tagesordnung gefasst werden.  
 

7. Bei der Generalversammlung sind alle Mitglieder teilnahmeberechtigt.  
Stimmberechtigt sind nur die ordentlichen Mitglieder, die ab Aufnahmedatum (Beschluss des 
Vorstandes) 2 Jahre ununterbrochen als aktives Mitglied mitgewirkt haben und die 
Ehrenmitglieder.  
Jedes ordentliche Mitglied hat eine Stimme. Die Übertragung des Stimmrechts auf ein anderes 
Mitglied im Wege einer schriftlichen Bevollmächtigung ist zulässig. Ein Mitglied darf jedoch 
nur ein anderes Mitglied vertreten.  
 

8. Die Generalversammlung ist ohne Rücksicht auf die Anzahl der Erschienenen beschlussfähig. 
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9. Die Wahlen/Ernennungen und die Beschlussfassungen in der Generalversammlung erfolgen in 
der Regel mit einfacher Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen. Beschlüsse, mit denen 
das Statut des Vereins geändert oder der Verein aufgelöst werden soll, bedürfen jedoch einer 
qualifizierten Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen gültigen Stimmen. 
 

10. Den Vorsitz in der Generalversammlung führt die Vereinsleitung, bei deren Verhinderung ihr 
Stellvertreter. Wenn auch diese/r verhindert ist, so führt das an Jahren älteste anwesende 
Vorstandsmitglied den Vorsitz. 
 

11. Die Generalversammlung kann in einer physischen Versammlung aber auch elektronisch per 
Online-Meeting stattfinden („virtuelle Mitgliederversammlung“). In diesem Fall gelten die 
Bestimmungen für die Abhaltung von Mitgliederversammlungen unter physischer Anwesenheit 
der Teilnehmer sinngemäß, wobei eine technische Lösung zu wählen ist, die sicherstellt, dass 
allen teilnahmeberechtigten Mitgliedern der barrierefreie Zugang zur Versammlung 
gewährleistet wird. Die Entscheidung, ob eine virtuelle Versammlung durchgeführt werden 
soll und welche Verbindungstechnologie dabei zum Einsatz kommt, wird vom Vorstand 
getroffen. Die Mitgliederversammlung ist in Form einer moderierten virtuellen Versammlung 
iSd § 3 VirtGesG durchzuführen. 

 
§ 12 Aufgaben der Generalversammlung 
 

Der Generalversammlung sind folgende Aufgaben vorbehalten: 
 

1. Entgegennahme der Berichte der Vorstandsmitglieder (Vereinsleitung, Kassier, Schriftführer) 
und der Rechnungsprüfer und Entlastung des Vorstandes 
 

2. Ernennung und Enthebung der Mitglieder des Vorstands und der Rechnungsprüfer sowie 
Genehmigung der Kooptierung von Vorstandsmitgliedern durch den Vorstand 
 

3. Genehmigung von Rechtsgeschäften zwischen Vorstandsmitgliedern oder Rechnungsprüfern 
und dem Verein 
 

4. Beschlussfassung über Statutenänderungen und die freiwillige Auflösung des Vereins 
 

5. Beratung und Beschlussfassung über sonstige auf der Tagesordnung stehende Fragen 
 

6. Verleihung und Aberkennung der Ehrenmitgliedschaft 
 
Der Vorstand ist verpflichtet, in der Generalversammlung die Mitglieder über die Tätigkeit und die 
finanzielle Gebarung des Vereins zu informieren. Wenn mindestens ein Zehntel der Mitglieder dies 
unter Angabe von Gründen verlangt, hat der Vorstand eine solche Information den betreffenden 
Mitgliedern auch sonst binnen vier Wochen ab Einlangen des Begehrens zu geben. 

 
§ 13 Vorstand 
 

1. Der Vorstand ist das Leitungsorgan des Vereins im Sinne des § 5 Abs. 3 Vereinsgesetz und 
besteht aus  
▪ Vereinsleitung 
▪ Vereinsleitung-Stellvertreter  
▪ Kassier  
▪ Kassier-Stellvertreter 
▪ Schriftführer  
▪ Schriftführer-Stellvertreter 
 

2. Der Vorstand wird von der Generalversammlung ernannt. Der Vorstand hat bei Ausscheiden 
eines gewählten Mitglieds das Recht, an seine Stelle ein anderes wählbares Mitglied zu 
kooptieren, wozu die nachträgliche Genehmigung in der nächstfolgenden 
Generalversammlung einzuholen ist. Bis zu einer allfälligen Versagung der Bestätigung der 
Kooptierung durch die Mitgliederversammlung sind die Handlungen solcher 
Vorstandsmitglieder jedenfalls gültig. Das kooptierte Mitglied vollendet die Funktionsperiode 
des ausgeschiedenen Mitglieds. Fällt der Vorstand ohne Selbstergänzung durch Kooptierung 
überhaupt oder auf unvorhersehbar lange Zeit aus, so ist jeder Rechnungsprüfer verpflichtet, 
unverzüglich eine außerordentliche Generalversammlung zum Zweck der Neuwahl eines 
Vorstands einzuberufen. Sollten auch die Rechnungsprüfer handlungsunfähig sein, hat jedes 
ordentliche Mitglied, das die Notsituation erkennt, unverzüglich die Bestellung eines Kurators 



 

5 

beim zuständigen Gericht zu beantragen, der umgehend eine außerordentliche 
Generalversammlung einzuberufen hat. 
 

3. Die Funktionsperiode des Vorstands beträgt 4 Jahre; Wiederwahl ist möglich.  
Jede Funktion im Vorstand ist persönlich auszuüben. 
 

4. Der Vorstand wird von der Vereinsleitung, bei Verhinderung von ihrem Stellvertreter, 
schriftlich oder mündlich einberufen.  
Ist auch dieser auf unvorhersehbar lange Zeit verhindert, darf jedes sonstige Vorstandsmit-
glied den Vorstand einberufen. 
 

5. Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn alle seine Mitglieder eingeladen wurden und mindestens 
die Hälfte von ihnen anwesend ist. 
 

6. Der Vorstand fasst seine Beschlüsse mit einfacher Stimmenmehrheit; bei Stimmengleichheit 
gibt die Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag. 
 

7. Den Vorsitz führt die Vereinsleitung, bei Verhinderung ihr Stellvertreter. Ist auch dieser 
verhindert, obliegt der Vorsitz dem an Jahren ältesten anwesenden Vorstandsmitglied oder 
jenem Vorstandsmitglied, das die übrigen Vorstandsmitglieder mehrheitlich dazu bestimmen. 
 

8. Außer durch den Tod und Ablauf der Funktionsperiode (Abs. 3) erlischt die Funktion eines 
Vorstandsmitglieds durch Enthebung (Abs. 9) und Rücktritt (Abs. 10). 
 

9. Die Generalversammlung kann jederzeit den gesamten Vorstand oder einzelne seiner 
Mitglieder entheben. Die Enthebung tritt mit Bestellung des neuen Vorstands bzw. 
Vorstandsmitglieds in Kraft. 
 

10. Die Vorstandsmitglieder können jederzeit schriftlich ihren Rücktritt erklären. Die 
Rücktrittserklärung ist an den Vorstand, im Falle des Rücktritts des gesamten Vorstands an die 
Generalversammlung zu richten. Der Rücktritt darf nicht zur Unzeit erfolgen, sodass dem 
Verein daraus Schaden entsteht. 

 
Jedes Vorstandsmitglied hat eine Stimme; übt ein und dieselbe Person mehrere Vorstands-
funktionen gleichzeitig aus, so besitzt sie trotzdem nur einen Sitz und eine Stimme.  

 

Alle Mitglieder des Vorstandes sind zur Ausübung ihrer Funktion und zur Verschwiegenheit über die 
ihnen in Ausübung ihrer Funktion bekannt gewordenen Tatsachen verpflichtet.  

 

Die Vorstandssitzungen können in einer physischen Versammlung aber auch elektronisch per 
Online-Meeting stattfinden.  

 
§ 14 Aufgaben des Vorstands 
 

Dem Vorstand obliegt die Leitung des Vereins.  
Er ist das „Leitungsorgan“ im Sinne des Vereinsgesetzes 2002.  

 

Ihm kommen alle Aufgaben zu, die nicht durch die Statuten einem anderen Vereinsorgan 
zugewiesen sind. In seinen Wirkungsbereich fallen insbesondere folgende Angelegenheiten: 

 

1. Erstellung der Berichte der Vorstandsmitglieder (Vereinsleitung, Kassier, Schriftführer) und  
 des Rechnungsabschlusses unter Einbindung der Rechnungsprüfer 

 

2. Einberufung und Vorbereitung der ordentlichen und außerordentlichen Generalversammlung 
 

3. Verwaltung des Vereinsvermögens 
 

4. Aufnahme und Ausschluss von ordentlichen und außerordentlichen Vereinsmitgliedern und 
Führung einer Mitgliederliste 
 

5. Dem Vorstand obliegt die Festsetzung von Mitgliedsbeiträgen, Vermittlungsgebühren und 
sonstigen Beiträgen sowie die authentische Interpretation der Statuten 
 

6. Die Erlassung von Pflegerichtlinien und sonstigen notwendigen Richtlinien und 
Vereinbarungen, die Verfassung von Schutzverträgen, die Zuteilung und der Abzug von 
Pflegetieren von Pflegestellen, die Festsetzung von Rahmenrichtlinien für 
Kastrationsprojekte, die Kooperation mit anderen Vereinen/Verbänden, Organisationen und 
Behörden sowie die Betreuung aller dem Verein angehörenden Mitglieder  
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7. Aufnahme und Kündigung von Angestellten des Vereins 

 
§ 15 Besondere Obliegenheiten einzelner Vorstandsmitglieder 
 

1. Die Vereinsleitung führt die laufenden Geschäfte des Vereins, im Fall ihrer Verhinderung tritt 
an die Stelle ihr Stellvertreter. 
Der Schriftführer und der Kassier unterstützen die Vereinsleitung bei der Führung der Vereins-
geschäfte. Der Verein wird durch die Vereinsleitung und den Kassier gemeinsam vertreten, im 
Verhinderungsfall durch die jeweiligen Stellvertreter. 

 

2. Bei Gefahr im Verzug ist die Vereinsleitung berechtigt, auch in Angelegenheiten, die in den 
Wirkungsbereich der Generalversammlung oder des Vorstands fallen, unter eigener 
Verantwortung selbstständig Anordnungen zu treffen; im Innenverhältnis bedürfen diese 
jedoch der nachträglichen Genehmigung durch das zuständige Vereinsorgan. 

 

3. Der Vereinsleitung führt den Vorsitz in der Generalversammlung und im Vorstand. 
 

4. Der Schriftführer und sein Stellvertreter führen die Protokolle der Generalversammlung und 
des Vorstands und erstellen sämtliche Vereinsschriftstücke wie Mitgliederaussendungen, 
Förderansuchen etc. 

 

5. Der Kassier und sein Stellvertreter sind für die ordnungsgemäße Geldgebarung des Vereins 
verantwortlich. 

 
§ 16 Rechnungsprüfer 
 

1. Zwei Rechnungsprüfer werden von der Generalversammlung auf die Dauer von 4 Jahren 
ernannt. Neuerliche Ernennung ist möglich. Die Rechnungsprüfer dürfen keinem Organ – mit 
Ausnahme der Generalversammlung – angehören, dessen Tätigkeit Gegenstand der Prüfung 
ist. 

 

2. Den Rechnungsprüfern obliegen die Geschäftskontrolle sowie die Prüfung der Finanzgebarung 
des Vereins im Hinblick auf die Ordnungsmäßigkeit der Rechnungslegung und die 
statutengemäße Verwendung der Mittel. Der Vorstand hat den Rechnungsprüfern die 
erforderlichen Unterlagen vorzulegen und die erforderlichen Auskünfte zu erteilen.  
Die Rechnungsprüfer haben dem Vorstand über das Ergebnis der Prüfung zu berichten. 

 

3. Rechtsgeschäfte zwischen Rechnungsprüfern und Verein bedürfen der Genehmigung durch die 
Generalversammlung. Im Übrigen gelten für die Rechnungsprüfer die Bestimmungen des § 13 
Abs. 8 bis 10 sinngemäß. 

 
§ 17 Schiedsgericht 
 

1. Zur Schlichtung von allen aus dem Vereinsverhältnis entstehenden Streitigkeiten ist das 
vereinsinterne Schiedsgericht berufen. Es ist eine „Schlichtungseinrichtung“ im Sinne des 
Vereinsgesetzes 2002 und kein Schiedsgericht nach den §§ 577 ff ZPO. 

 

2. Das Schiedsgericht setzt sich aus drei ordentlichen Vereinsmitgliedern zusammen. Es wird 
derart gebildet, dass ein Streitteil dem Vorstand ein Mitglied als Schiedsrichter schriftlich 
namhaft macht. Über Aufforderung durch den Vorstand binnen sieben Tagen macht der 
andere Streitteil innerhalb von 14 Tagen seinerseits ein Mitglied des Schiedsgerichts namhaft. 
Nach Verständigung durch den Vorstand innerhalb von sieben Tagen wählen die namhaft 
gemachten Schiedsrichter binnen weiterer 14 Tage ein drittes ordentliches Mitglied zum/zur 
Vorsitzenden des Schiedsgerichts. Bei Stimmengleichheit entscheidet unter den 
Vorgeschlagenen das Los. Die Mitglieder des Schiedsgerichts dürfen keinem Organ – mit 
Ausnahme der Generalversammlung – angehören, dessen Tätigkeit Gegenstand der Streitigkeit 
ist. 

 

3. Das Schiedsgericht fällt seine Entscheidung nach Gewährung beiderseitigen Gehörs bei 
Anwesenheit aller seiner Mitglieder mit einfacher Stimmenmehrheit. Es entscheidet nach 
bestem Wissen und Gewissen. Der Vorsitzende des Schiedsgerichts ist für die Ausfertigung der 
Entscheidung verantwortlich, die jedenfalls eine Begründung zu enthalten hat. Seine 
Entscheidungen sind vereinsintern endgültig. 
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§ 18 Freiwillige Auflösung des Vereins 
 

1. Die freiwillige Auflösung des Vereins kann nur in einer Generalversammlung, die diesen 
Tagesordnungspunkt bereits in der Einladung ausdrücklich enthält und nur mit 
Zweidrittelmehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen beschlossen werden. 

 

2. Die Generalversammlung hat auch über die Liquidation zu beschließen. Sofern die 
Generalversammlung nichts Abweichendes beschließt, ist die Vereinsleitung der 
vertretungsbefugte Liquidator. 

 

3.  Im Fall der (freiwilligen oder behördlichen) Auflösung des Vereins oder bei Wegfall der 
begünstigten Zwecke muss das verbleibende Vermögen für spendenbegünstigte Zwecke gemäß 
§ 4a Abs 2 Z 3 lit a EStG verwendet werden. 

 


